
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Brandner und der
Fraktion der AfD
– Drucksache 19/22271 –

Verzicht auf die Mitwirkung der stellvertretenden Vorsitzenden des Zentralrats 
der Muslime in Deutschland am Projekt „Religion und Außenpolitik“

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nachdem es zu scharfer öffentlicher Kritik an der Berufung der stellvertreten-
den Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime in Deutschland (ZMD) Nurhan 
Soykan zur Beraterin im Auswärtigen Amt gekommen war, verkündete das 
Amt, es lasse die Arbeit an dem geplanten Projekt „Religion und Außenpoli-
tik“, an welchem diese hätte mitwirken sollen, vorerst „ruhen“ (https://www.w
elt.de/politik/deutschland/article212494415/Nurhan-Soykan-Auswaertiges-A
mt-zieht-nach-Kritik-an-Islam-Vertreterin-Konsequenzen.html). Nun sei das 
Auswärtige Amt aber zunächst darum bemüht, in einen „intensiven Be-
ratungsprozess“ (ebd.) mit religiösen Verbänden, Vereinen und anderen Ge-
sprächspartnern einzutreten. Es sei beabsichtigt, „das Projekt so auszugestal-
ten, dass es breite Unterstützung von denjenigen in Politik und Gesellschaft 
erhält, die wir für diese Arbeit brauchen“, sagte ein Sprecher des Auswärtigen 
Amts (ebd.). Zudem werde die Kritik an dem besagten Projekt sehr ernst ge-
nommen (ebd.).

Hintergrund der geäußerten Kritik war zunächst der Umstand, dass einige der 
Mitgliedsverbände des ZMD unter der Beobachtung des Verfassungsschutzes 
stehen (https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/gesellschaft/id_8830
4442/heiko-maas-kritik-an-kuenftiger-beraterin-nurhan-soykan-ein-fatales-sig
nal-.html). So zum Beispiel die Union der Türkisch-Islamischen Kulturvereine 
in Europa (ATIB), die mit den türkischen rechtsextremen „Grauen Wölfen“ in 
Verbindung gebracht wird, und die Deutsche Muslimische Gemeinschaft 
(DMG), deren Mitgliedschaft gegenwärtig aufgrund des Vorwurfs der Zuge-
hörigkeit zur extremistischen Muslimbruderschaft ruht (ebd.). Darüber hinaus 
verteidigte Nurhan Soykan im Jahr 2014 den jährlichen Al-Quds-Marsch 
(ebd.), bei welchem jedes Jahr rund 1 500 Menschen für die „Eroberung 
Jerusalems“ demonstrieren, zum Boykott Israels aufrufen und antisemitische 
Verschwörungsfantasien verbreiten (https://www.welt.de/debatte/kommentare/
article206077653/Al-Quds-Marsch-Keine-Kudamm-Parade-fuer-Israelfeind
e.html).
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Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 24. September 2020 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



1. Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung die oben genannten Kritik-
punkte an Nurhan Soykan bei ihrer Auswahl zur Beraterin im Auswärti-
gen Amt berücksichtigt?

a) Warum wurde Nurhan Soykan, wenn die genannten Kritikpunkte be-
rücksichtigt wurden, trotzdem zunächst zur Beraterin berufen und ihre 
Berufung erst auf öffentlichen Druck hin rückgängig gemacht?

b) Warum, wenn die genannten Kritikpunkte nicht berücksichtigt wur-
den, fanden sie keine Berücksichtigung?

Die Fragen 1 bis 1b werden zusammen beantwortet.
Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 2 und 7 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD „Anstellung der Vizevorsitzenden des Zent-
ralrats der Muslime im Auswärtigen Amt“ auf Bundestagsdrucksache 19/21895 
sowie auf die Antwort zu den Fragen 3 und 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
der AfD „Vertreter islamistischer und türkisch-nationalistischer Organisationen 
in Gremien von Bundesbehörden“ auf Bundestagsdrucksache 19/22537 ver-
wiesen.

2. Wie lange soll nach Auffassung der Bundesregierung das in der Vorbemer-
kung der Fragesteller genannte Projekt „Religion und Außenpolitik“ 
voraussichtlich ruhen, bis es wieder aufgenommen wird?

Auf die Ausführungen des Sprechers des Auswärtigen Amts in der Regierungs-
pressekonferenz vom 29. Juli 2020 (https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsr
oom/regierungspressekonferenz/2372200) wird verwiesen.

3. Soll nach der Wiederaufnahme des Projektes „Religion und Außenpolitik“ 
Nurhan Soykan weiter an diesem Projekt mitwirken?

Wenn ja, auf welche Weise soll sie in welcher Funktion daran mitwirken?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 1 und 3a der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD „Anstellung der Vizevorsitzenden des Zent-
ralrats der Muslime im Auswärtigen Amt“ auf Bundestagsdrucksache 19/21895 
verwiesen. Darüber hinaus wird auf die Ausführungen des Sprechers des Aus-
wärtigen Amtes in der Regierungspressekonferenz vom 29. Juli 2020 (https://w
ww.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/regierungspressekonferenz/2372200) 
verwiesen.

4. Welchen Zweck sollte nach Auffassung der Bundesregierung das in der 
Vorbemerkung der Fragesteller genannte Projekt „Religion und Außen-
politik“ verfolgen?

a) Wie hoch sind die jährlichen Kosten, die hierdurch verursacht werden?

b) Aufgrund welcher Kriterien wurden die Personen ausgesucht, die 
neben Nurhan Soykan an dem genannten Projekt als Vertreter der 
anderen Glaubensrichtungen mitwirken sollten, was sollten ihre ge-
nauen Aufgaben sein, und wie hoch sollte ihre jährliche Vergütung 
jeweils sein?

Die Fragen 4 bis 4b werden zusammen beantwortet.
Die Arbeit des Referats für „Religion und Außenpolitik“ soll das gesellschaft-
liche Potenzial von Religionsgemeinschaften für die Außenpolitik, insbeson-
dere für einen friedlichen Ausgleich zwischen Religionsgruppen nutzbar 
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machen. Mittel für die regelmäßige Projektarbeit des Referats „Religion und 
Außenpolitik“ sind im Haushaltstitel 687 17 eingestellt. Darüber hinaus beste-
hen Dienstleistungsverträge über Beratungstätigkeiten mit drei Personen, die 
ihre jeweilige Expertise und Erfahrung zu den drei Buchreligionen in die Arbeit 
des Referats einbringen. Die Beraterverträge entsprechen hinsichtlich Kosten 
und Arbeitsaufwand den marktüblichen Konditionen (vgl. Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 3a der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundes-
tagsdrucksache 19/21895).

5. Ist Nurhan Soykan – entsprechend einem Medienbericht (https://www.tich
yseinblick.de/daili-es-sentials/islamistin-soykan-bleibt-doch-im-auswaerti
gen-amt-angestellt/) – nach Kenntnis der Bundesregierung gegenwärtig 
noch für das Auswärtige Amt der Bundesrepublik Deutschland als Berate-
rin oder in sonstiger Weise tätig, oder soll sie dies in Zukunft sein?

Wenn ja, in welcher Form ist sie oder soll sie für das Auswärtige Amt der 
Bundesrepublik Deutschland tätig sein oder werden, was sind oder sollen 
ihre genauen Aufgaben sein, und wie hoch ist oder soll ihre jährliche Ver-
gütung für die ausgeübte Tätigkeit sein?

Auf die Ausführungen des Sprechers des Auswärtigen Amtes in der Regie-
rungspressekonferenz vom 29. Juli 2020 (https://www.auswaertiges-amt.de/de/
newsroom/regierungspressekonferenz/2372200) wird verwiesen. Des Weiteren 
wird auf die Antworten zu den Fragen 3 sowie 4a und 4b verwiesen. Ebenfalls 
wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 3b der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der AfD „Anstellung der Vizevorsitzenden des Zentralrats der Mus-
lime im Auswärtigen Amt“ auf Bundestagsdrucksache 19/21895 verwiesen.

6. Ist Nurhan Soykan nach Kenntnis der Bundesregierung gegenwärtig oder 
soll sie zukünftig für sonst ein Bundesministerium oder die Bundesregie-
rung als Beraterin oder in sonstiger Weise tätig werden?

Wenn ja, für wen ist sie beziehungsweise soll sie in welcher Form tätig 
werden, was sind oder sollen ihre genauen Aufgaben sein, und wie hoch 
ist oder soll ihre jährliche Vergütung für die ausgeübte Tätigkeit sein?

Informationen im Sinne der Fragestellung liegen der Bundesregierung nicht 
vor.

7. Waren nach Kenntnis der Bundesregierung innerhalb der vergangenen 
zehn Jahre Angehörige einer islamischen Vereinigung für ein Bundes-
ministerium oder die Bundesregierung als Berater tätig?

Wenn ja, welche Personen genau waren als Berater für wen tätig, welcher 
islamischen Vereinigung gehörten diese Personen an, und wie hoch war 
die monatliche Vergütung, die sie für ihre Beratertätigkeit erhalten haben 
(bitte nach Jahresscheiben aufschlüsseln)?

Eingedenk der verfassungsrechtlich garantierten Religionsfreiheit und des Dis-
kriminierungsverbots führt die Bundesregierung keine personalwirtschaftlichen 
Statistiken über die persönliche Weltanschauung, Glaubenszugehörigkeit oder 
Zugehörigkeit zu religiösen Gemeinschaften von für sie tätigen Personen.
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